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ALLGEMEINE BEDINGUNGEN DER STADTWERKE DETTELBACH FÜR DIE LIEFERUNG 

ELEKTRISCHER ENERGIE 
“ALL-INCLUSIVE (MIT NETZNUTZUNG)“ 

 

1 Definitionen 

1.1 Tarifzeiten 

HT-Zeiten: Winter (01.10. bis 31.03.) 
  Montag bis Freitag 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr 
  Samstag  06:00 Uhr bis 13:00 Uhr 

  Sommer (01.04. bis 30.09.) 
  Montag bis Freitag 06:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
 
NT-Zeiten: alle übrigen Zeiten des Jahres einschließlich der Feiertage 

1.2 Werktage sind alle Tage ausschließlich Samstage, Sonntage und Feiertage.  

1.3 Feiertage sind alle am Ort der Abnahmestelle geltenden Feiertage. 

2 Messung / Ablesung / Rechnungs- und Messfehler / Zutrittsrecht 

2.1 Sofern bei registrierender ¼-h-Leistungsmessung eine Zählerfernauslesung erfolgt bzw. vom 
Netzbetreiber oder Lieferanten gefordert wird, verpflichtet sich der Kunde, auf eigene Kosten 
sowohl die Voraussetzungen für die Installation der erforderlichen Einrichtungen zu schaffen 
als auch einen Telekommunikationsanschluss zur Verfügung zu stellen und eine gegebenen-
falls notwendige Zustimmung des Netzbetreibers einzuholen.  

2.2 Soweit dies zur Abwicklung des Vertrages erforderlich ist, wird der Kunde dem Netzbetreiber 
bzw. dem Messstellenbetreiber, dem Lieferanten oder einem von diesen Beauftragten den Zu-
tritt zu den Messeinrichtungen an den in den Vertrag einbezogenen Abnahmestellen verschaf-
fen.  

2.3 Der Kunde wird auf Wunsch des Lieferanten oder des Netzbetreibers bzw. des Messstellenbe-
treibers jederzeit alles Notwendige unternehmen, um eine Nachprüfung von Messeinrichtungen 
an den im Vertrag genannten Abnahmestellen zu ermöglichen. Die Kosten der Nachprüfung 
fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht 
überschritten werden. 

2.4 Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der Verkehrsfehlergren-
zen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt, so wird der zu 
viel oder zu wenig berechnete Betrag erstattet oder nachentrichtet. Ist das Ausmaß des Fehlers 
nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so schätzt der Liefe-
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rant den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung unter Heranziehung des 
prognostizierten Bedarfs und/oder der Vorjahreswerte und/oder der aktuellen Witterungsbedin-
gungen. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch von der nach Satz 2 erstellten 
Schätzung erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berücksichtigen. Ansprüche sind auf 
den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die 
Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall 
ist der Anspruch auf den Zeitraum seit Vertragsbeginn, längstens auf drei Jahre, beschränkt. 

3 Kundenanlage 

3.1 Die Kundenanlage ist so zu betreiben, dass störende Rückwirkungen auf Einrichtungen Dritter 
ausgeschlossen sind (auch Wiedereinschaltvorgänge nach einer Versorgungsunterbrechung). 
Sie ist so zu führen, dass ein Leistungsfaktor zwischen cos. ϕ = 0,9 induktiv und 1 eingehalten 
wird. 

3.2 Der Kunde wird ausschließlich Materialien und Geräte verwenden, die entsprechend dem in 
der Europäischen Gemeinschaft gegebenen Stand der Sicherheitstechnik hergestellt sind, und 
keinerlei Veränderungen oder Einwirkungen an den Messeinrichtungen vornehmen.  

4 Rechnungsstellung  

4.1 Bei offenen Lieferungen mit Monatsleistungspreis oder ohne Leistungspreis stellt der Lieferant 
dem Kunden bis zum 15. des auf einen Liefermonat folgenden Kalendermonats die im Vormo-
nat gelieferte elektrische Energie in Rechnung. Soweit dem Lieferanten die erforderlichen Da-
ten nicht rechtzeitig vorliegen, kann er dem Kunden eine vorläufige Rechnung stellen. Liegen 
Ist-Werte nicht vor, ist der Lieferant berechtigt, die Höhe der vorläufigen Rechnung insbeson-
dere durch Heranziehung des prognostizierten Bedarfs und/oder der Vorjahreswerte und/oder 
der aktuellen Witterungsbedingungen zu berechnen. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein 
Verbrauch von der nach Satz 2 erstellten Schätzung erheblich abweicht, ist dies angemessen 
zu berücksichtigen. Mit Vorliegen der Messdaten wird der Lieferant die tatsächlich gelieferte 
elektrische Energie unter Anrechnung der vorläufigen Rechnungsbeträge endabrechnen.  

4.2 Bei offenen Lieferungen mit Jahresleistungspreisen kann der Lieferant unter Berücksichtigung 
der zu erwartenden höchsten monatlichen Leistung wahlweise vorläufige Rechnungen stellen 
oder Abschlagszahlungen erheben:  

a) Vorläufige Rechnungen stellt der Lieferant für die im Vormonat gelieferte elektrische Ener-

gie bis zum 15. des auf einen Liefermonat folgenden Kalendermonats. Ziff. 4.1 Sätze 3 

und 4 gelten entsprechend. 

b) Abschlagszahlungen berechnet der Lieferant auf der Basis des prognostizierten Bedarfs 

und/oder der Vorjahreswerte und/oder der aktuellen Witterungsbedingungen. Sie sind bis 
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zum 15. des auf den Liefermonat folgenden Kalendermonats fällig. Ziff. 4.1 Satz 4 gilt ent-

sprechend. 

4.3 Für die im Falle der Ziff. 4.2 tatsächlich gelieferte elektrische Energie wird unter Anrechnung 
der vorläufigen Zahlungen bzw. der Abschlagszahlungen eine endgültige Rechnung erstellt. 
Die endgültige Abrechnung soll spätestens 6 Wochen nach Ablauf eines Lieferjahres bzw. der 
vereinbarten Laufzeit erfolgen.  

5 Zahlungsmodalitäten 

5.1 Rechnungen sind 14 Tage nach Zugang der Zahlungsaufforderung, Abschläge mit Eintritt des 
in Ziff. 4.2 lit. b) festgelegten Abschlagszeitpunkts fällig. Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit der 
Zahlung ist die Wertstellung auf dem Konto des Lieferanten. Der Lieferant kann, wenn er er-
neut zur Zahlung auffordert oder den Betrag nach Eintritt des Verzugs durch einen Beauftrag-
ten einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten dem Kunden konkret oder pauschal in 
Rechnung stellen. Bei pauschaler Berechnung bleibt dem Kunden der Nachweis, solche Kos-
ten seien nicht entstanden oder wesentlich niedriger als in Höhe der Pauschale, unbenommen. 

5.2 Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweige-
rung nur, sofern die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht oder sofern 
der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt so 
hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde 
eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht die 
ordnungsgemäße Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist. 

5.3 Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Gegenansprüchen aufgerechnet werden.  

6 Vorauszahlung/Sicherheitsleistung 

6.1 Der Lieferant kann vom Kunden in angemessener Höhe Vorauszahlung verlangen, wenn nach 
den Umständen des Einzelfalls zu besorgen ist, dass vertragliche Zahlungsverpflichtungen 
ganz oder teilweise nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt werden. Die Höhe der Vorauszahlung des 
Kunden beträgt mindestens die für einen Zeitraum von zwei Liefermonaten durchschnittlich zu 
leistenden Zahlungen.  

6.2 Anstelle einer Vorauszahlung kann der Kunde nach seiner Wahl in gleicher Höhe Sicherheit 
leisten. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine Sicherheitsleistung nur zuläs-
sig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Bürgschaft einer euro-
päischen Bank. Die sich verbürgende Bank muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & 
Poors oder ein gleichwertiges Rating einer anderen international anerkannten Rating-Agentur 
aufweisen. 
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6.3 Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen Zahlungs-
verpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, 
indem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsverpflichtungen erforderlich ist.  

6.4 Die Verwertung der Sicherheit nach Ziff. 6.3 wird der Lieferant dem Kunden unter Fristsetzung 
schriftlich androhen, es sei denn, dass zu besorgen ist, dass eine Befriedigung aus der Sicher-
heit zu spät erfolgen würde. Stellt der Abschluss des Vertrages für den Kunden ein Handelsge-
schäft dar, beträgt die Frist wenigstens eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt sie einen 
Monat.  

6.5 Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit ihre Voraussetzungen weggefallen sind.  

6.6 Sofern der Kunde entgegen Ziff. 6.1, 6.2 keine Vorauszahlung oder Sicherheit leistet, gilt Ziff. 
10 lit. b) und Ziff. 11.3 lit. a). 

7 Befreiung von der Leistungspflicht 

7.1 Sollten die Parteien durch höhere Gewalt wie Naturkatastrophen, Krieg, Arbeitskampfmaß-
nahmen, hoheitliche Anordnungen oder durch sonstige Umstände, die abzuwenden nicht in ih-
rer Macht liegen oder deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirt-
schaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann, gehindert sein, ihre Leistungspflichten zu er-
füllen, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Verpflichtungen befreit, solange diese Um-
stände und deren Folgen nicht endgültig beseitigt sind. In allen oben genannten Fällen der 
Leistungsbefreiung können die Parteien keinen Anspruch auf Schadensersatz geltend machen, 
sofern kein Verschulden der Partei vorliegt, die sich auf höhere Gewalt beruft. 

7.2 Die Parteien sind verpflichtet, sich unverzüglich unter Darlegung der sie an der Vertragserfül-
lung hindernden Umstände zu benachrichtigen; sie werden darüber hinaus das Leistungshin-
dernis so schnell wie möglich beseitigen, sofern ihnen dies mit einem angemessenen techni-
schen oder wirtschaftlichen Aufwand möglich ist. 

7.3 Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung zu unterbrechen, soweit und solange Netzbetreiber 
berechtigt sind, die Versorgung des Kunden einzuschränken oder einzustellen, z.B. aufgrund 
von Netzengpässen, der Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten oder zur Vermeidung eines 
drohenden Netzzusammenbruchs oder zur Abwendung eines „Stromdiebstahls“ oder zu Ab-
wendung unmittelbarer Gefahren für die Sicherheit von Anlagen oder Personen oder aufgrund 
sonstiger Rechte aus dem Netzanschluss- bzw. Anschlussnutzungsvertragsverhältnis. 

8 Haftung für Schäden aus Unterbrechungen oder Unregelmäßigkeiten der Elektrizitäts-
versorgung 

8.1 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizi-
tätsversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich 
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des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber nach den jeweils geltenden Rege-
lungen geltend zu machen (bei Niederspannungskunden § 18 Niederspannungsanschlussver-
ordnung). 

8.2 Der Lieferant wird unverzüglich über die mit der Schadensverursachung zusammenhängenden 
Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise auf-
geklärt werden können und der Kunde dies wünscht. 

9 Haftung in sonstigen Fällen /  Verjährung 

9.1 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht 
durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus 
der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder der schuldhaften Verlet-
zung wesentlicher Vertragspflichten (sog. Kardinalpflichten).  

9.2 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche auf anderen Umständen als 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den 
die schädigende Partei bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als mögliche Folge der Ver-
tragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die sie kannte 
oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. Gleiches gilt bei grob fahrlässigem Verhalten 
einfacher Erfüllungsgehilfen (nicht leitende Angestellte) außerhalb des Bereichs der wesentli-
chen Vertragspflichten sowie der Lebens-, Körper- oder Gesundheitsschäden. 

9.3 Die geschädigte Partei hat der anderen Partei einen Schaden unverzüglich mitzuteilen. 

9.4 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt. 

10 Einstellung/ Unterbrechung der Lieferung 

10.1 Der Lieferant ist unbeschadet seiner sonstigen Rechte berechtigt, die Lieferung einzustellen 
oder zu unterbrechen, 

a) wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Ver-

zug ist und seiner Zahlungspflicht nicht innerhalb einer Woche nach Zugang der Mahnung 

nachkommt. Dieses Recht besteht, bis der Lieferant den vollen Betrag aller fälligen Zah-

lungen (einschließlich Verzugszinsen und Aufwendungen) erhalten hat, oder 

b) wenn der Kunde innerhalb einer vom Lieferanten gesetzten Frist weder eine nach dem 

Vertrag geschuldete Vorauszahlung oder Sicherheit geleistet hat. Dieses Recht besteht bis 

zum Erhalt der geschuldeten Vorauszahlung oder Sicherheit. 



  
 
 
 

 
________________________________________________________________________________________________________ 
© Becker  Büttner  Held - Az.: 50100-03/00009XF8; Stand: 21.04.2006 
angepasst durch kfe am 16.04.2007         Seite 6 
 

 

10.2 Dem Kunden ist die Unterbrechung der Energieversorgung spätestens zwei Wochen zuvor 
anzudrohen. 

11 Außerordentliche Kündigung 

11.1 Der Vertrag kann während seiner Laufzeit nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. Die 
Kündigung bedarf der Schriftform. 

11.2 Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,  

a) wenn die andere Partei länger als vierzehn Tage in Folge oder länger als dreißig Tage in-

nerhalb eines Zeitraums von drei Monaten von ihren vertraglichen Verpflichtungen auf-

grund höherer Gewalt befreit war, oder 

b) wenn ein für die Belieferung notwendiger Bilanzkreisvertrag der anderen Partei gekündigt 

wird und eine nahtlose Abwicklung über einen anderen Bilanzkreisvertrag nicht sicherge-

stellt ist, oder 

c) wenn die andere Partei die Erfüllung ihrer Vertragspflichten in nicht unwesentlicher Art und 

Weise aufgrund einer Vermögensverschlechterung aussetzt oder dies ankündigt,  

d) eine negative Auskunft der Creditreform oder einer ähnlichen Auskunftei insbesondere zu 

folgenden Punkten vorliegt: Zwangsvollstreckung, erfolglose Pfändung, eidesstattliche 

Versicherung zum Vermögen, Insolvenzverfahren, Restschuldbefreiung, oder 

e) wenn Gründe für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens gegen die andere Partei vorliegen 

oder die andere Partei einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens stellt sowie 

wenn ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen der anderen Par-

tei oder eines wesentlichen Teils ihres Vermögens eingeleitet wurde. 

11.3 Ein wichtiger Grund liegt für den Lieferanten weiterhin vor,  

a) wenn der Kunde ganz oder teilweise trotz Mahnung mit Kündigungsandrohung keine nach 

dem Vertrag geschuldete Vorauszahlung oder Sicherheit leistet; 

b) wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Ver-

zug ist und seiner Zahlungspflicht nicht innerhalb einer Woche nach Zugang der Mahnung 

mit Kündigungsandrohung nachkommt. 

11.4 Im Falle einer Kündigung aus wichtigem Grund enden die beiderseitigen Vertragspflichten mit 
sofortiger Wirkung. Die kündigende Partei kann in ihrer Kündigungserklärung einen späteren 
angemessenen Endtermin bestimmen. 

11.5 Die zur Kündigung berechtigte Partei kann bei Vertretenmüssen des Kündigungsgrunds durch 
die andere Partei Ersatz des dadurch entstandenen Schadens verlangen.  
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12 Vertraulichkeit 

12.1 Die Parteien behandeln den Inhalt des Vertrages sowie dieser Allgemeinen Bedingungen ver-
traulich. Sie werden weder den Vertrag selbst vollständig oder teilweise, noch Informationen 
über dessen Inhalt ohne die schriftliche Einwilligung der anderen Partei an Dritte weitergeben.  

12.2 Dies gilt nicht für Informationen, die an Netzbetreiber, an Aufsichts- oder Regulierungsbehör-
den sowie an zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete Berater weitergegeben werden. 

 

13 Rechtsnachfolge 

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen 

Dritten zu übertragen. Die Übertragung wird erst wirksam, wenn der Kunde zustimmt. Die Zu-

stimmung darf nur verweigert werden, wenn begründete Zweifel an der technischen oder wirt-

schaftlichen Leistungsfähigkeit des Dritten bestehen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der 

Kunde nicht innerhalb von acht Wochen nach der schriftlichen Mitteilung über die Übertragung 

der Rechte und Pflichten schriftlich widerspricht. Auf diese Folgen wird der Kunde vom Liefe-

ranten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

Der Zustimmung des Kunden bedarf es nicht, soweit es sich um eine Übertragung der Rechte 
und Pflichten auf einen Dritten im Rahmen einer rechtlichen Entflechtung des Lieferanten nach 
§ 7 EnWG handelt. 

14 Schriftform 

Änderungen oder Ergänzungen des Vertrages einschließlich dieser Bestimmung bedürfen zu 

ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Mündliche Vereinbarungen, auch über die Aufhebung der 

Schriftform, sind nichtig. 

15 Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages oder dieser Allgemeinen Bedingungen unwirk-

sam oder undurchführbar sein oder werden, so bleiben die übrigen Regelungen davon unbe-

rührt. Die Vertragsparteien werden die unwirksame bzw. undurchführbare Bestimmung durch 

eine wirksame oder durchführbare Bestimmung ersetzen, die in ihrem wirtschaftlichen Ergebnis 

dem Parteiwillen möglichst nahe kommt. Entsprechendes gilt für jede Lücke im Vertrag.  
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16 Gerichtsstand 

Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische Personen des 

öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist Stadt Dettelbach. Das gleiche 

gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat.  

 


